Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Große Anfrage 

der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. Deutschlandpolitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Faktoren bestimmen die Entwicklung und den Erfolg 
der Deutschlandpolitik? 

2. Welche Verträge, Abkommen und Vereinbarungen hat die 
Bundesregierung seit 1969 mit der DDR geschlossen, und 
welche Verhandlungen werden zur Zeit geführt? 

3. Welches sind die Auswirkungen der bisher mit der DDR 
geschlossenen Verträge, Abkommen und Vereinbarungen 

a) unter politischem Aspekt, 

b) unter dem Aspekt der Erleichterung und Verbesserung 
der Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen Bür- 
gern, Verbänden und Institutionen beider deutscher 
Staaten, 

c) unter dem Aspekt der Stärkung der Lebensfähigkeit 
Berlins? 

4. Haben der Grundlagenvertrag und die Aufnahme beider 
deutscher Staaten in die Vereinten Nationen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung den politischen Auftrag ein- 
geschränkt oder modifiziert, auf einen Zustand des Friedens 
in Europa hinzuwirken, in dem das deutsche Volk in freier 
Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt? 

5. Worin sieht die Bundesregierung die Grenzen und die Mög- 
lichkeiten bei der Verwirklichung von mehr menschlichen 
Kontakten für alle Deutschen? 

6. Worin sieht die Bundesregierung den Zusammenhang zwi- 
schen der Entspannungs- und Friedenspolitik, der Politik des 
Gewaltverzichts und der Politik der westeuropäischen Inte- 
gration mit der deutschen Frage? 
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7. In welchen Formen und in welchem Umfang trägt die Bun- 
desrepublik dazu bei, die allgemeine Kenntnis über die Lage 
der Nation zu vertiefen? 

8. Wie versteht die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang die Materialien zum Bericht zur Lage der Nation? 


Bonn, den 25. September 1974 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

Seit der Unterzeichnung des Vertrages über die Grundlagen 
der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik am 21. Dezember 1972 
sind nahezu zwei Jahre vergangen. Mit der Deutschlandpolitik 
der Bundesregierung ist der Tatsache gerecht geworden, daß 
sich in Deutschland zwei Staaten gebildet und stabilisiert ha- 
ben, die durch zwei entgegengesetzte Gesellschaftsordnungen 
charakterisiert sind. Es hat sich gezeigt, daß der Grundlagen- 
vertrag kein Schlußstein im Verhältnis zwischen beiden Teilen 
Deutschlands ist, sondern das wichtigste Stück einer Friedens- 
und Entspannungspolitik, die in die Zukunft weist. Dem Ver- 
trag sind mehrere praktische Vereinbarungen gefolgt. Beide 
deutsche Staaten haben Ständige Vertretungen ausgetauscht, 
die ihre Arbeit aufgenommen haben. In diesen Vorgang der 
Normalisierung der Beziehungen wurde und wird die Einbe- 
ziehung Berlins sichergestellt. 

Die Politik der Entspannung und der schrittweisen Verbesse- 
rung der Verbindungen zwischen den Menschen und für die 
Zukunft in Deutschland war nur möglich geworden, weil die 
Bundesregierung vorher ihre Politik des Ausgleichs und der 
Entspannung gegenüber Osteuropa mit voller Unterstützung 
durch die westliche Gemeinschaft auf breiter Front betrieben 
hat und mit den Verträgen von Moskau und Warschau zu kon- 
kreten Ergebnissen kommen konnte. 

Die Fraktionen der SPD und der FDP erblicken in diesem Zu- 
sammenhang den entscheidenden Faktor, der dem politischen 
Auftrag, auf einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, 
in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine 
Freiheit wiedererlangen kann, seine Grundlage gibt. 

Der Grundlagenvertrag war aber nicht allein das für Deutsch- 
land notwendig gewordene Ergebnis der Entspannungspolitik 
gegenüber Osteuropas. 

Die Deutschlandpolitik und die von der Bundesregierung er- 
zielten vertraglichen und praktischen Ergebnisse waren wich- 
tige Voraussetzungen sowohl für eine realistische Integrations- 
politik in Westeuropa als auch für die Bemühungen der euro- 
päischen Staaten zur Stärkung der Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in ganz Europa. 

Die Fraktionen der SPD und der FDP sind der Überzeugung, daß 
nur durch sich ergänzende Prozesse der Zusammenarbeit und 
menschlicher Kontakte das Fundament einer friedlichen euro- 
päischen Zukunft gelegt werden kann; nur durch die Erhaltung 
und den Ausbau friedlicher Beziehungen zwischen den Staaten 
Europas kann die noch ungelöste deutsche Frage einer von allen 
Seiten akzeptierten Lösung zugeführt werden. 

Die andauernden Versuche durch negative Kritik, diese Zu- 
sammenhänge in Frage zu stellen, um die Deutschlandpolitik 
der Bundesregierung herabzusetzen, veranlassen die Fraktio- 
nen der SPD und der FDP, diese Grundsätze und Zusammen- 
hänge noch einmal zu unterstreichen und nach dem Stand, der 
Entwicklung und dem Erfolg der Deutschlandpolitik zu fragen. 
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